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Bei dem herannahenden Ende des Vier.tel·-
sahres ersuchen wir unsere Leser um rechtzei-
tige Erneuerung ihres Abonnements, damit
sie das Blatt ohne Unterbrechung regelmaßig
forterhalten. Gleichzeitig ersuchen wir unsere
Leser, durch größtmöglichsteVerbreitung un-

seres Vlattes demselben ihre Unterstutzung

zukommen zu lassen. » » » »

Ueber etwaige Unregelmaßigkeiten »in der
Zustellung unseres Blattes ersuchen wir, bei

dem betreffenden Spediteur oder d»erbetref-
fenden Postanstalt Beschwerde zu fuhren, da

wir von hier aus unser Blatt regelmaßig ver-

fenden-. .. — . —.—--. --—...———-,-·..-—-. - .- --, «

Die Regierung und die konservativePartei-
Vor vierzehnTagen zeigten wir, daß die meisten

Leute, welche man so zur konservativen Partei rechnet,
eigentlichselbstnicht recht wissen, was »fie«wollen,wenn

sie auch in anderen Dingen ganz verstandigseinmögen.
Aber in Staats- und Kreis- und Gemeindesachen
selbst zu denken und selbst etwas zu thun, ist ihnen
viel zu unbequetn.»Dabeiärgernsie sich doch,daßihre
freisinnigerenMitburger die Hände nikhtauch in den

Schooßlegen und nicht auch haben wo en, daßdie Re-

gierung und die Beamten in den Dingen, die doch das

ganzeLand und jeden Einzelnen angehen, Alles blos nach
ihrem eigenen Kopf thue. Diese guten Konservativen
halten es zugleichfür höchstweise und höchstpatriotisch,
wenn »sieblindlingsJedem nachlaufen,der sichvor ihnen
als «eni besonders eifriger Freund der egenwärtigen
Regierunggeberdet. Nur sehen sie nicht, aß sie damit

nicht emmal immerdem Minister einen Gefallen thun,
sonderndaßsie eben so oft nur für die rothe Reaktion
die Kastamen aus dem Feuer holen»Sie werden das

freilich erst merken,wenn die Sache ihnen selbstzu Haus
und Hof kommt, und wenn sie nicht blos die Finger,

sondern
obenein die ganze Hand und den ganzen Arm

Ich recht gehörigverbrannt haben.

Jnserate

Als wir diese unsere Gedanken, wenn auch in etwas
anderen Worten niederschrieben,da- erwarteten wir nicht
andersals daß die Herren der Regierung uns recht hart
anfassen würden. Wir dachten, daß wenn gar einer
unserer Vertreterim Abgeordnetenhauseeben so sprechen
sollte,wie wir, »daßdann wohl gar ein Minister selbst
ausstehenund sich alle erdenklicheMühe gebenwürde,
um ihm eine andere und bessereMeinung von der kon-
servativen Partei im Lande beizubringen. Denn die
Herren Minister haben ja schon hundert Mal erklärt,
daß gerade diese Partei eine ganz unentbehrliche
Stütze für ihre Regierungsei.

Aber nichts von alle deni geschah.Jni Gegentheil
trat das ganz Unglaublicheein. Denn kaum war unsere

sthmmer 9,«·i"n der alles das zu lesen stand, aus der
Druckerei herausgekommen,als auch schon der Minister
des Innern, der Graf Eulenbnrg, im Abgeordneten-
hause sich erhob (e·s war am 3. März), um die Schwäche
jener Partei, wenn auch nicht mit denselbenWorten,
dochgenau in demselbenSinne und nicht wenigerscharf

u schildern, wie wir selbst es nur so eben gethan
atten. Von der rothen Reakcion sprach er allerdings

nicht. Doch sagte er unter Anderem: »Eine konservative
Partei hat an und für sich keinen großenTrieb zur
Regsamkeit-«Jn Preußen aber ist sie noch nicht-ein-
mal »der Interessen des Landes, Und darum ihres
eigenen Interesses wegen«konservativ, sondern sie ist
es nur ,,um der Regierung willen.« Darum ist
sie auch durchaus nicht ,,thatkräftigund opferwillig«;
erst, wenn ie das sein wird, wird.es, wie der Herr
Minister meint, »besserstehen in Prenßen.« Nun, wir

stimmen dem Minister in alle dem vollkommenbei, auch
darin, daß es besserin Preußen stehepWlkd-WEUN Auch
alle diejenigenKonservativen ,,thatk1«aftlg,UsldDPerVillia«
sein werden, die doch in ihremHause-,in ihrem Geschäft
und in ihrer Wirthschaft sich als ganz verständigeund

wackere Männer beweisen. Denn »thatki«äftigund opfer-
willig«auch in Staats-, Kreis- und Gemeinde-
fachen werden sie erstdann werden, wenn sie über diese
Dinge eben so verstandignnd rechtlichnachdenken,wie

über ihre eigenen häuslichenAngelegenheitenWenn sie
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darauf verlassen —- dann werden sie auchaufhören,kon-

servativ in dem landläufigenSinne des Wortes zu
sein. Am allerwenigstenaber werden sie für ein budget-
loseoRegimentzsür dreijährigeDienstzeitund fürMaß-
regelung von

Elthern
und Lehrern stimmen. Wir hoffen

sogar, daß gar anchem von ihnen schonjetztdie Au en

über sichselbst und seine bisherigenJrrthümerauf esen
werden, wenn er nur die Schilderungliest, die sogar
ein Minister von der konservativenPartei gemachthat.

Was wiraber hoffen, das

jürchten
natürlichdie

Leute, die das gegenwärtigeMini terium um jedenPreis
erhalten möchten. Darum hat u. A. die »Provinzial-
korrespondenzssichgar sehr gehütet,die Rede des Grafen
Culenburg so abzudrucken,wie er siewirklichgehalten
hat. Sie läßt vielmehr bei Wiedergabederselben alle
von uns angeführtenStellen vollständig weg. Nur

pasiirt ihr dabei das Unglück,noch ein anderes von uns

nicht ankieführtesWort ihren Lesern zum Besten zu
geben, nämlichdas, daß die ,konservativePartei wesent-
lich geneigt«sei, »von der Regierung Impuls (d. h. An-

reizung) und Stütze zu erwarten« Natürlichmuß da

Jedermann fragen: »Wie ist es der Regierung möglich,
daß sie auf eine Partei sichstützenwill, die ja gerade
umgekehrt von ihr gestütztzu werden verlangt? Wie
kann die Regierung gar erwarten, mit Hülfe diesernicht
,,tl)atträftigen«,nicht »opferwilligen«Partei die sogar
noch tägere Masse derer an sichheranzuziehen,die der

Herr Minister die apathische Partei nennt?« Er nennt

nämlich»apathisch«die großeMasse derer, die um die

öffentlichenAngelegenheiten sich noch viel weniger be-
kümmern, als die Mehrzahl der Konservativen Es sind
die, von denen ein anderes regierungsfreundlichesBlatt

sagt, daß sie trotz der Aufforderungenvon Seiten aller

Parteien, daß sie »sogar trotz der Aufforderungender

Regierung-«sich bis jetzt noch nicht einmal entschlosen
haben, bei den Wahlen blos i re Stimmen abzuge en.

Jndeß der Herr Minister meint, daß die Regierung
gerade aus jenen »Konserva«iven«und gar diesen
»Apathischen«d. h. »Stumpfsinnigen«(sosteht wenig-
stens im GriechischenLexikon) doch »mit der Zeit«
eine Majorität »für sich gewinnen« werde. Dabei
räumte ir zu unserer lebhaften Genugthuung ein, daß
die Regierung schlechterdingseine Majorität für sich

gabenmüsse,
weil sie ohne dieselbe ,,an die

änge nicht heilsam wirken« könne.

Gewiß kann eine Regierung nicht heilsam wirken,
wenn sie nicht die Majorität, das heißtaber, die Majo-
rität der »thatkräftigen und opferwilligen«
Männer im Lande für sichhat, ja, sie kann okne
solcheMajorität nicht einmal ,,an die Länge« e-

tehen. Was aber uns und dem Lande und was der

Regierung selbst eine Majoritätnützensoll,die aus den
von dem Minister geschilderten»Konservativen«und

»Apathiscben«zusammengesetztwäre, das können wir

trle alles Kopfzerbrechensnicht begreifen. Ja, wir be-

greifen nicht eininal, wie der Minister solcheine Majo-
rität auch nur zu Stande bringen will· Seine »Kon-
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's
’s-’ r s- i"- ver aen.

Allerdingsrechnet der Graf Eulenburg zu den
Mitteln,durch die man ,,eine sol e Majorität für sich
zu gewinnenfim Stande ist, au die Einwirkung
der»Landräthe und anderer Beamten und ek

erklart, daßes ganz und ar keine Pflichtwidrigkeitsei
wenn ,,eine direkte»Aufforderungan die könig-«
lichen Beamten, fur das Zustandekommen von

Wahlen zu wirken, welcheder Regierung günstig

sindd«
von dem »Minister des Innern« erlassen

wir .

Wir meinen zwar, daßjedeamtliche Einwirkungan
die Wahlen dem Wesen eines freien und eines Rechts-
staates, und eben so dem Geiste Unserer Preußischen
Verfassung widerspricht,aber wir streiten mit dem
Herrn Minister darüber nicht Wir bezweifelnjedoch
ans den triftigstenGründen, daß»eine Regierung in
Preußen nur mit solchen Mitteln aus solchen
Elementenjemals wieder eine Majorität zu Stande
bringen werde. Brächte sie sie aber zu Stande, wie

es NapoleonIll. bei seinen Franzosen allerdingsbis
jetzt geglücktist: nun so können wir den Ministern nur

unsere früherenWorte wiederholen: ,,Eine solche
Majorität leicht jenem Aegyptischen Rohr-
stabe, der die Hand dessen durchbohrt, der sich
auf ihn stützenwill«

Politische Wochensebau.
Preußen. Jin Abgeordnetenhausehat eine sehr lebhafte

Debatte we en der Stellung der freien Gemeinden statt-
gefunden. ieselben finden bis jetzt in Preußen, in dem
Staate, in welchem-nach dern AusspracheFriedrichs des Gro-
ßen, vor hundert Jahren jeder nach seiner Faeon seeligwer-
den konnte, noch immer keine vollständigeAnerkennungihrer
Rechte. Nach der Erklärung,welche der Kultusniinister ab-

gegebenhat, soll daran auch nichts eändert werden. Jetzt
re chaftigt sichdas Haus mit dem -

udgetbericht, über den
wir schon früherunseren Lesern Mittheiliing gemacht habe-»
und der dem Hause die Annahme von sechs Resolutionea
elUpsiehlt,welchewir ihrer Wichtigkeit wegen heut nochein-
mal wiederholen. Der Schlußantrag lautet:

»Das Haus wolle beschließen,der Staatsregierung gegen-
über zu erklären:

-

l. Jn dem vorgelegtenStaatshaushaltss Etat ist eine

richtige Vertheilung der Staatsausgabennicht zu erkennen.
ll. Der MilitärsEtat bedarf einer wesentlichenUm-

gestaltung und Ermäßigung.
Ill. Für produktive Zwecke,StromregulirunågenWege-

bauten, Landesmeliorationen,für Unterricht und ) issenschaft,
desgl. fürVerbesserungder Gehälter der Lehrer-der Subalteen-

und Unterbeamten sindgrößereSummen wiebisherzu verwenden.
lV. Der gegenwärtigeZeitpunkt ist geeigneteine Re-

form und Ermaßigungdrückender oder zweckwidrigangele ter

Staatskosten, namentlich die Herabsetzungder Gerichtskostell
und des Briefporto’sund die Aufhebung des Salzmonopvlö
in Angriff zu nehmen.

»

V· Die Gebäudesteuer ist«unter Ueberlassungdes Uebeks

schufes an die Gemeinden auf den ursprünglichveranschlag-
ten D

erra« von 2,843,2F50-Thlr.jährlichfestzustellen.
vl. las-sist eine gesetzlicheUmwandlungderKlassen«Und

Einkommensteuerdahin vorzunehmen, des
die Anzahl von

Monatsraten, welchezur Deckungdes edarfs zu erheben



chenMaximums von 12 Monats-

raten jährlichdurch das Budget festgestelltwird.«»«
Hierzuhat der Abg. Virchow und»Gen. einen Antrag

VII. gestellt, dukchwelchen»d»as»
Ministerium aufgefordekt

werden soll, schon in dem diesiahrigen BudgetAbanderungen
zu treffen, welche den Punkten 1—lll entsprechenDie sehr
seh afte Und sehr ein ehende Debattewahrtbei dem

Schlugunakekdiesmaligen uinmer bereits zwei Tage, ohne da

das Ministerium an derselben anders als durch einen Re-

gekungsrommissariuz
welchersichüber einige formelle Gegen-t ände ausgesprochenhat, direkten Antheil genommen at.

»

er Finanstiiiister war allerdings in der Sitzun anwesend,
doch hat er weder in seinem eigenen Namen no Namens
des Staatsministeriums sichüberdie Stellungausgesprochen,
wel e dasselbezu dieser wichtigenDebatteeinnimmt.

n der Kommission, welche die Militärvorlage der

Regierung beräth,sind mehrere Amendements eingebracht
wpkdeiy welche die Absicht haben aeine Versöhnungwischen
Regierung und Kammer herbeizuführenObgleichtheilweise
in demselbenden Forderungen der Regierung die allergrößten
Konzessionengemacht werden, so Batdoch der

Kriegsniinisteroder dessenVertreter bei den Ver andliingen noch eine Mit-

theilunggemacht, welche auf eine Neigung der Regierung
indeuten,auf die versöhnlichencaesinnungeth

die sich in die-

en Amendements ei en, einzuge n.

Jm vierten BezklfinrrWahlbezirk ist bei der Nachwahl
der AffessorLasker, Mitglied der Fortschrittspartei,gewahlt
worden. Der Kandidat der konservativenPartei der fruhere
Oberbür ermeister Krausniek erhielt bei der Wahl e ine Stimme.
— Jn yet ist bei der Nachwahl der Gutsbesitzer Ebhard,
Mitglied der Fortschrittspartei, mit 211 gegen 130 Simmen

gewähltworden. .

· «

Aus der Provinz Preußenmehrensichdie Nachrichten
von Weigerungen,die neue Gebäudesteuerzu zahlen.

Jn Potsdam sind zweiRechtsanwältevom Disziplinar-
gerichtshöfrzneirceniVerweise verurtheilt worden, weil sie
ohne Genehmigung des Kammergerichtspräsidentenin die

Stadtverordnetenversaminlun eingetreten waren. Der Rechts-
anivalt Beerzu Saalfeld it von dein OstpreußischenTri-
bunal zu einer Geldstrafevon 30 Thlrn. verurtheilt worden.
Der zum Mitglied des Kuratoriums der höherenBürger-
schule zu attingen gewählte Stadtverordnetenvorsteher
Brandts ist von der Regierung nicht bestätigtworden, Ein

Gleichesist dem in Kolberg um Mitgliedder Schuldepu.
tation gewähltenKonrektor Fischer widerfahren.

«

Gegen den AbgAssessor Laster soll wegen seinerWahl-
rede die Disziplinarsuntersuchungeröffnetworden sein.

In Koblenz ist am 13. d. M. der General der Jnfanterie
v. Bonin plötzlichgestorben. Derselbe wurde bekanntlichbei

Bildung des Ministeriums der neuen Aera zum Kriegsminister
ernannt und trat- späterab, um dem Herrn-von Roon Platz
zu machen. Man sagte damals allgemein, daß er sein
Portefeuille niedergelegt habe, weil er den Reorganisations-
Plan nicht billige.

Schlesvlgsdol ein. Es wird vielfach die Nachricht
Vekbkekteddaß Oe terreich mit großemNachdruck auf die

Beendigung des provisorischenZustandes dringe.. Man

schenktjedochdiefer Nachricht keinen großen Glauben, ist
vielmehrder Ansicht,daß man in Wien nur auf eine gün-

EigeGelegenheitwartet, um von Preußen einen angeme senen
reis für die Forderungen,welche man in Berlin fiir die

Regelisingder schledwlgsholsteinsschenAngelegenheitaufgestellt
het, u verlangen-»Ja »denHekngthümemselbst spki tsich
die szisentiicheMeinung immer deutlicher dahin aus, da zum
sicherenBestandedes DentschknGeeuzlandesein inniges bun-

. ; m i .

diesem Lautwerden der öffentlichenMeinung zeigt«sichfür die
preußischeRegierung zugleichsder Weg, welcher in der·zwei·
ten Hälfte des neunzehntenJahrhunderts als der allein zu-

lässigezur Ordnung einer solchen Angelegenheitangesehen
werden muß,nämlichder Weg der öffentlichenAbstimmung
des anzen Volkes.

,

·

rsterrrich. Das Ministerium und der Reichsrathstehen
sich noch immer ziemlichschroffgegenüber.Zwarist die Re-

gierung der Forderung der Volksvertretung, »dieAusgaben uni

etwa 27 Millionen zu erinäßigen,in so weit entgegengekonie
men, daß sie sichzur Herabsetzungdes Budgets um 20 Mil«

lionen bereit erklärt hat, aber es hat den Anschein, als ob

man sich mit dieserKonzegionnicht begnügenwerde. Wenn
nun auch einerseits das ntgegenkommen des Ministeriums
ein sehr weitgehendesgenannt werden muß, so darf man

doch andrerseits die Volksvertretun , welche sich damit nicht
begnügenwill, sondern auf die Eriiüllungihrer ganzen For-
derung besteht, nicht als hartnäckigund starrsinnig bezeich-
nen. Der Zwiespalt zwischenMinisterium und Volksver-
tretung ist in Oesterreich ein tieferer, als hier in der

BudgetsBerathung zu Tage tritt. Die Geschichte des Ve-
la erun szustandes in Galizienzeigt dies am deutli sten.
Dieser O

elagerungözustandist von der Regierung ver ängt
worden wahrend·der Reichsrath nicht zusammen war, auf
Grund-eines Artikelsder Verfassung,welcher der Regierung
erlaubt,zu«Zeiten,in welchen der Reichsrath nicht zusammen
ist, selbsttandig Verordnungenzu erlassen. Der Reichsrath hat
nun verlangt, daß ihm die Verordnun , welche den

Belagerungszustandverhangt, zur nachtraglichen Geneh-
migung respective Ablehnung vorgelegt werde. Die Re-
gierung weigert sich dies zu thun, und war nicht nur in

diesemeinen Falle, sondern weil sie dies uberhaupt nicht für
nothwendighält. Es ist in Folge dessenein Antrag ein-

gebrathworden, durch welchen ausgesprochenwerden soll,

dggta·
e LolcheVerordnun en· außer Kraft treten, sobald sie

IU m
·

er nächstenSesion des Reichsrathes von diesem
genehmigt werden.

Steuern und deren Bewilligung
Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß in dem

Budgetrechtder Volksvertretungder Schwerpunkt des kon-
stitutionellen Lebens liegt. So lange dieses Budgetrecht nicht
in voller Kraft besteht, wird auf die Dauer die Volksverm-

tung aus ihrer gesetzgeberischenThätigkeitin die Stellung
einer rein berathenden Versammlung gedrängtwerden, denn
da in einein geordneten Staate die Anlehen und die-neuen
Steuern doch nur zu den Ausnahmen gehören,so wird der

Druck, welchendie Volksvertretun dadurchauf eine Regierung
ausüben ·kann,daß sie ihre Gene migung zu einer beabsichtig-
ten Anleihe versagt, nur in sehr seltenen Fallen eintreten.
Die Volksvertretungwird also meistens den Einfluß nicht
besitzen,Maßregelnder Re ierung, die nach ihrer Uebesz
gun nachtheiligsind, zu verhindern,oder ein politischesSystem-
wel es das Land in die größtenGefahren»stürzt-öU beielngens
Wir wissenrecht wohi, mit weichen Grunde-nman die Auf-
nahme einer Bestimmung, durch welche die Volksvertretungin
den Stand gesetztwird, die Forterhebungder Steuern zu ver-

hindernund dadurchdie Fortführungder Verwaltungunmögli
zu machen, bekämpfthat Und nochbekämpft Man sagt, MS
das Wohl und die Existenz»desStaates

Foch
über allen

Parteistreitigkeiten stehen«r»iiusse,Und da deshalb diese
Exiieuz nicht durch Psxteckampieaufs Spiel Wäldede
dürfe.Wir nehmen die Berechtigungdieser Beweisführung
vollständigan, aber wir stellenihr ganz einfachdle Forderung
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?nkg«3geiils«säßf«««dä"eiiiT söiche«·S·teuei:«i-«e"r«üsåigerungnur ein'-
treten kann, wenn die überwiegendeMehrheit der Volks-

vertretung und des Volkes in entschiedenemGegensatz zur
Regierung steht, die Minorität nachgiebt und ihre An-

sicht·den Ansichten der Majorität unterordnet, um nicht die

Existenzdes Staates auf das Spiel zu setzen. Gegendie
Folgen eines übereilten Beschlussesschütztdie Regierung das

Recht, das Abgeordnetenhauszu jeder Zeit aufzulösenund

durch eine Neuwahl zu erneuern. Wenn dann die Wähler,
d. h. die Steuerzahler entscheiden,daß ihr Geld nur in dem

von ihren früherenAbgeordnetenangegebenenSinne verwandt

werden soll, so sollte damit die letzteEntscheidunggegebensein.
Unsere Verfassung weicht nun einmal von der aller an-

deren konstitutionellenStaaten dadurch ab, daß der Volks-

vertretung das Recht der Steuerverweigerung fehlt. Die

Budgetkommissionfordert in ihrem Generalbericht ein solches
Recht auch Ulchk,sie hat sichvielmehr mit einem Mittel be-

guügt, durch welchessie der unberechenbaren Steigerung des

Ertrages der direkten Steuern eine bestimmte, gesetzliche
Schranke setzt, und zugleichbei einer tiefgehenden Mei-

iiungsverschiedenheit die Regierung wenigstens verhindert,
aiißergewöhnlicheAusgaben zu machen, ohne daß dadurch
die Fortführungder regelmäßigenStaatsverwaltung ir end-
wie gefährdetwird. Es bezieht sich dieses Mittel edig-
lich auf die direkten Staatssteuern, welch-eaber doch einen

sehr beträchtlichenTheil der Staatseinnahmen bilden, und

welche besonders der Regierung durch die gegebeneMöglich-
keit einer lediglich durch ihre Veranlagung zu bewirkenden

SteigerungO
die Mittel zu außergewöhnlichenAusgabenliefern

können. as Mittel besteht in der Zerlegung der direkten
Steuer in 12 einzelne Monatsraten, welche nach dem ange-
nommenen Steuersatz berechnet werden. Statt nun der Re-
gierung die direkten Steuern ganz ,rücksichts1us,wie viel sie«
schließlichauch betragen werden, zu bewilligen,wirdnur einebe-
stimmte Sumine bewilligt, und der

Regierung
die Ermächti-

ung ertheilt, daß sie so viel Monatsraten erhe en darf, bis die

iiewilligteSumme in ihren Händenist. WelcheFolgen die

Annahme eines solchenGrundsatzeshaben würde,liegt auf der

Hand. Angenommen,die direkten Steuern betragen in Preußen
24Millionen Thlr., so kann die Regierung dieselbendurchhöhere
Eins chätzungen,welche vielleichtder Steigerun des Wohlstandes
zufälligentsprechen können,um 10 Proz»al- o auf 26,400,000

Thlr.steigern,und sichso etwa 272 Million Thaler verschaffen,
mit denen sie außerordentlicheoder nicht bewilligteAusgaben
bestreiten kann. Nimmt man aber das neue Prinzip an,
und die Kammer hat der Re ierung 24 Millionen an direkten
Steuern bewilligt, so wird siedieselbennach der alten Ein-

schätzungin 12 Monatsraten von je 2 Millionen erheben.
Wollte sie durch höhereEinschätzungdie Totalsumme der

Einnahmen steigern, Be
würde bei einer Steigerung um

2,400,000 Thlr. jede onatsrate 200,000 Thlr. mehr be-

tragen, also würde mit 11 Monatsraten schon eine Summe
von 24,200,000 Thlr. einkommen und somit nur unbedeutend

mehr als veranschlagt,eingenommen werden.

Man sieht also, eine solcheEinrichtung würde der Re-

gierung die Möglichkeitnehmen, sich·für außerordentliche
Ausgaben Geld zu verschaffen,ohne »daßdochdie Fortführung
des Staates in Gefahr geriethe. Wir freue-EUns im Inter-
esse einer gesetzlichenEntwickelung unserer Staatsverhältnisse
über den Antrag der Budgetkommission,und wenn·auchin
diesem Augenblick die Hoffnung nicht grva Ist, dlese wie

manche andere Verbesserung jetzt zur Ausführung kommen

zu sehen, so ist damit doch ein so wichtiger Grundsatzaus-.

gesprochen,daßwir an der Einführungderselbenbei der nachsten
günstigenVeränderung unserer politischen Lage nichtzweifelm

SprechfaaL
Bei der Debatte über den Erlaß des Landraths im Eylauer

Kreise in Bezug auf die Wahl des Herrn·von Tettau, welchen
Erlaßman von liberaler Seite als eine-unzulässigeWahr-
beeinflussungbezeichnete,hat bekanntlichder Herr Minister des

Innern-die Behauptung aufgestellt, die jetzigeMajorität sei
nichtaus durchwegbewußtenWählern hervorgegangen Es

ist in Folge dieser Behauptung der »Volkszeitung«von
einem Wähler jenes Kreises der folgende ,,·Ofere Brief
an den Minister des Innern, Herr zu Eulenburg«, zu-
gegangen:
»HerrMinister! Jn ihrer Rede, welcheSie den Z. d. M·

im Hause der Abgeordneten gehaltenhaben, sagen Sie:
»Glauben Sie denn, daß die MajvkltaÄdekOpposition von

bewußten Wählern gewähltworden sei? Nein, der größte
Theil derselben dachte-: nun ich Wähle blos sp- damit ich
sozial nicht inkommodirt werde, die-Regierung wird schon so
vernünftigund stark sei-n,nachtheiligeFolgen,die aus solchen
Wahlen entspringen können,zu verhuten.«

Da diese Rede durch die Jnterpellation des Herrn Dr.

Müller,wegen des Jnserats des Herrn Land-rathevon Kalk-

ste3n-Pr.-Eylauveranlaßt wurde, so würde es den Wahl-
mannern der KreiseHeiligenbeil-Pr.-EylauNiemand -ver-denken,
wenn dieselbensichdas Prädikat »unbewußte W-ähler«sbe-
sonders zu Herzen ziehen. Da der Herr Minister aber sagt,
nur ein großerTheil wähleunbewußt, so müssenwir an-

nehmen,daß unter diesem großen Theil doch wohl nur die

weniger Gebildeten und weniger Bemitteltengemeint sind.
Zu diesen gehöreich leider auch, denn ich habe nicht das

Glück ehabt, höhereSchulen besuchenzu können,also bin

ichungewußterWahlmann.
Nun, Herr Minister, kann ich Ihn-en aber die hei-

ligste Versicherung geben-, daß usicht nuri ,, son-
dern viele Tausend-e meines Gleich-en mJt dem
größten Bewußtseinund michvollstqiidiger Ucberleguug
die Herren der Opposition gewählthaben.

«

Damit Sie, Herr Minister, a er vollständigvon unserem
Bewußtsein überzeugtwerden, erlaube ich mir, einige
G r ü n d e , die unszur O p p osit ion antreibemhier anzuführen.

Erstens möchtenwir gerne, daß satte unsereSungeuz, die

gesund und stark sind, zu Soldaten ausgebildetnicht
wie jetzt vielleichtder zehnteMann; annt wenn uns der
Feind einmal angreift, wir alle für unsern König und
Vaterland zu kämvfen verstelens, und da das Sol-·

datensein Geld und Jahre kostet,nichtnur ein Theil für’s
Ganze büßen darf. Da nun aber eine großeArmee sehr
viel Geld kostet, so glauben wir, daß nur durch eine kürzere
Dienstzeit unser vorbezeichneterZweck erreicht werden kann.

Darum Opposition.
Zweitens wäre es uns sehr lieb, wenn Wir endlicheine

bessere Kreis ordnung erlangen könnten;"damit nicht nur

die Herrn Rittergutsbsesitzeysondern lebet Stand vertreten
wäre. Darum Oppo ition.

· »

-

’

Drittens wünschenwir, daß unsere HerrnGeistliZenvom
Staat ein sixirtes Gehalt bezögeiy»dem!tdkePia ereien

wegen Kalende und Stolgebukreuein Ende ne«h-
men, welchees auch mitunter dem estenSeelsorger unmogslich machen, in Frieden mit «1einer.Gemeindezu leben.Eben-o
wünschtenwir Trennung der Schule von der Kirche- sdamlt

die Lehre frei werde. Darum Opposition.
Wir wünschtennoch manchesmehr, aber für unbewußte

Wahlmänner dürfte Vorstehendesschon zufvleUelW ,

.

Jch lebe der festen Ueberzeugung,der Herr MlllxstekWktd
in meinem Briefedurchaus keine Beleidigun sinds-mwenig-
stens beabsichtige-icheine solchedurchaus m

. t,-Mit-Wehe Ist
Hierzu eine Beilage.



BeilagtzuNr. 11. der »Verfassung«am 18’ März .

es nur meine Absicht«dukchdiesen Brief eine Be-
. .

z., kckuwelfensleidxtgtmg ZU« z
Brämer,

Mühlenpächterin Drangsitten bei Pr.-Eylau.«

Ein ,Bersassungstreue«überschriebenerAussatz, welchen
die Amtsblätter bringen, druckt iin Eingangedie»Worteab,
welche König Friedrich Wilhelm 1V. bei der Eidesleistung
auf die Verfassun sprach,daruntergesperrtfolgende: ,,Lebens-
bedinguug der erfassung ist, daß mir sag Re»meren
mit ihr möglich gemacht wird.« Weiter erzahlt der
Artikel, daß in den ersten zehn Jahren Herrenhaus wie

Abgeordneteuhausauch am»Staat·shaUshalt»gestrichen«und

neue Steuern verweigert, die Regierung dies Recht aJedoch
ni t bestritten habe, was sie damals habe thun konnen,

weil aus dem Geist des Landtagshervorgegauen, dczßFk
dem Königedas Regieren mit der Verfassungni »tunmoglich
machen-wolle,Tbehnuptetdann beweislos, die Fortschrittspartei

abe Unfrieden esäet,worüber unser Verfassungslebenbeim
Staatshaushalt in’s Stöcken gerathensei, undfordertschließ-
lich die Patrioten auf, dgmKönig

das Regieren mit der

ersinnt öli umaen.
«

«

MWIMIälaifiZinkensfolgern: unsereKonige brauchendrit-
Vstf ung nicht zu halten, wenn ihnen das VegierenLin
ihr ni t möglich dünkt, so irrt man, wie sich leicht aus en

glich altiin ngnßisrhenGesetzen zeigen laßt.

«

« tin-Hadern Eleg. geh. Preis l Thlr.
·

"- Zieglvtskdeur Jandwehrmann COlirills

sondern ein Lebensbild Eleg. geb. Preis 10 Sgr.

I
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- Die ,,Soraner Zeitung ·

met-atmen J. Fräulei)
beginnt neit dem 1. April d. J. ein neues Abonnenient, nach-
dem sie längere Zeit durchVerwaltungsmaßreeln in ihrem

’

Erscheinenverhindert war. Sie vertritt die nieresseiides Z
II Munuftigen Fortschritts,indem sie alle Zeitfragen durch :

i Leit- und andere Artikel von diesem Standpunkte aus be- Z
leuchtet.— Jm Feuilleton bringt sieOriginal-Ekzähluuenl ;

. Gedichte ic. — Durch einen Fragekastenwird dem Pu li· :

. kam Gelegenheitzu Besprechungenüber gemeinnützigeAn- ;
Z gelegenheien geboten. — Die dieser Zeitung stets erwiesene :

; kege Theilnahme und deren bedeutender Leserkreis verspricht Z
für Jnserate den günstigstenErfolg, worauf die geehrten :

- Jnserenten noch ganz besonders aufmerksam gemacht werden. Z

,
Alle Parteigenossenwerden hierdurch eingeladen, durch ;

·
Abbvlmikm aus diese Zeitung, die bei allen Königl. Post- :

: Anstalten-zumPreise von l»0V4Sar. pro Ouartal zu beziehen L

M, sicheinen dauernden-Vorkämpferfür die Interessen des :

Foktfchtittsin unsererStadt und Umgegend zu sichern. I

«. Die Expeditton der ,,Soraiier Zeitiing.«
wWWWWWWWM
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Driickund Verlag VVU Franz Dnncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur nnd Herausgeber:Dr. G. Lewinstein
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Soeben erschienUnd sst in allen Buchhandlungen vorrät

- Strauß, David Friedrich- Der Christus des
- Eine Kritik des Schleiermacher’schen Lebens Jesu. Nebst einer Beilage: Der Schenkel’sche Handel

; iemamy H..A» Der Untervfsizier im RegimentKvlberg- So lia orot ea riederiüe rü er
« ·

Ritter des eisernen Kreuzes und des russ. GeorgiensOrdens, ans FrieiiiaiidinYMeckleliiburgYStrelitzKeiiiHNogelleJ
Verlag von Franz Dunckcr in Berlin.

Jene Eingangsivorte enthalten »nur eine politische
Aus icht; enthielten sie aber selbst einen Vorbehalt,·so war

er ohne Wirkung, und überdies hat ihn König Wilhelm l-.

bei seiner Eidesleistungnicht wiederholt, sondern gemäßVer-

fassuiigsartike154und 58 einfachgeschwoxent»d!e·Ve·ksassUUg
fest und unverbrüchlichzu halten, und·in Uebereiustimmung
mit derselben und den Gesetzen zu regieren.«« »

Unsere allgemeine Gerichtsordnung, Thell Ti-,Utel Io-

lehrt im § 309 aber, übereinstimmendmit den Gesetzenaller
Länder und init der allgemeinen Sittenlehre: »DeinSchwp-
renden ist keine eigeninächtigeAbänderung der einmalfest-
stehendenEidesformel, noch auch eine willkürliches-lus-
legung derselben gestattet.« Ganz klar tritt die Ab-»
sicht des Gesetzgebers, jeden persönlichenHintergedankenbei

Leistung des Eides auszuschließen,in der Formel hervor,
welchenach §334 bei Eidesleistungder Juden, welchen man

intjener Zeit weniger Verständnißder allgemeinen Sitten-
Metze zUMIUIH hinzugefügtwerden mußte. Diese Formel
lautete: »Wisse, dasz du nicht nach deinem Sinne
und deiner Auslegung der Worte, sondern nach
dem Verstande, den wir und die Richter iiiit den

Wortenverbindeiy den Eid ablegestl«
» ,Jn diesemSinne ist der Verfassungseidgeleistet,und in

Vlelem Sinne wird er, deß sind wir überzeugt,trotz alles

Geschreiesbezahlter Schreiber, welche in, ihrem Eifer weit
iiber das Ziel hinaus schießen,gehalten werden.

hZiauliensund der Jesus der Geschichte

Eine Erzählung Eleg. geh. Preis 10 Sgr.

--·--- ·:2:--:5:-·-:i::i:-k:-,:---:-.s.-...

·- Jni Verlag
schienen:

Die preußischedMiliiärfrage
das gesetz vom 3. September 1814.

Zum allgemeinenVerständnißfür das Volk
kurz dargestellt

V VU

Dr. Gustav Lewiiiftein.
»

2 Bog. 8. Preis 272 Sgr. , -3:-
z,;

«

Bei den bevorstehendenVerhandlungen überTMFkage-'s!
wie künftigbindie Gestaltung unserer Armee sein ·wird..durfte ’.;.J

HLTdiese Schrift, welche in einfacher und Flaka Weise die dabel
it- in Betracht kommenden Fragen entwickelt, Manchem wills i-

B koiiiinen sein.
«

Mit :-««: :-«-:S«- Iris-seies- :-«-·:--5-:5«-:5·-·:i::5:

Ein erfahrener Landwirth, welcher mehkae ein

größeresGut selbstständigVMVAltet bat, sucht sobald als möglich
Jahre

eine Stelle als Jnspektor. Y- 25 in der

Expediiion dieses .Blaites.
Adressen sub X-

in Berlin.



Neues Werk von Adolph strerlifußl
So eben ist erschienenand durch alle Buch-, Kunst- und Kolportage-Haiidlungen zu beischm is Lief-eini-
gen oder in Halbbiindeni

Die Wekkgsschichka
Dein Volke erzählt

Von

Muth Stretkfuß.
·’-W«M-----

Mit zahlreichen Jllustrationen auf Tongrund.
W

Alle 14 Tage erscheint eine Liefcriiiig d 3 Bogen groß Format mit 3 —- 4 Jllustrationen. Preis mir: 4 Sgr.
Oder alle 8 Wochen ein Hals-band, d 12 Bogen groß Format mit 12—16 Jllustrationen. Preis nur: 16 Sgr.

Vollständigmit circa 20 Halbbänden,ei 4 Lieferungen
« »,——.—-—-.-O—.—-—--

Eine gewaltige Zeit ist es, in der wir leben! Von den Ufern des Mississippi, von den Hochebsklenkalkv’ö- von den Gefilden der
siidamerikanischen Pampas hinweg über die Kulturflächender alten europäischenErde bis zu den himmelragenden Gebirgen jener fa-
belhaften asiatischen Reicheregt sich das Menschengeschlecht,ausgewählt bis in seine Tiefen, um eine neue Ordnung der Dinge het.
zustellen.

Wenn Pkkdiese UngehelttenKämpfe verstehen, ihren Verlauf mit klarem Blick verfolgen, ihren endlichenAusgang berechnen
wollen, miissen»ioirjenes ehrwürdigeBuch der Geschichteaufschlagen,das uiis Nachricht giebt von der Menschheit, von ihren Göttern
und Helden, Kunstlcrnund Dichtern, Märtyrern und Tyrannen, von ihren Schlachten und Völkerwanderungen,Entdeckun en und Er-
findungen, von ihrer Schmach und ihrem Triumph, —- von der grauesten Vorzeit bis aus unsere Tage: »Die Weltgeschichteist
das Weltgericht!«

»

.

TL

Aber nicht nur Belehrung schöpfen wir aus ienem Quell, sondern auch eine Unterhaltung, wie sie fesselnpek
dein menschliche-i Geiste nicht geboten werden kamiz oder giebt es wunderbaren Marchen, als die Berichte von jenem
Zaubcrlaiide Aegi)pten, dessen Pyramiden und Sphinxe uns noch heute von den Mirakelii seiner Vergangenheiterzählen?Giebts es
spannendere Tragödleii,als die Geschichteeines Hannibal, Cäsar, Napoieon? —- zartere dellen als die lieblicheErzählung sonder
Schönheitdes Lebens im alten Griechenland? Wiegt die Geschichte der gewaltigen römischenKämpfe mit den Barbaren die Geschichte
der Volkerwanderung,des deutschenReiches, der nordamerikaiiischen und französischenRevolutionnicht zwanzig Nomane aus? «s·

Adolph Streckfuß, der berühmteVerfasser der »Dcutscheii Geschichte«·vndder »Ehe-Init- vpn Berlin-C Pates,
unternommen, jenes großartige Gemälde vor unsern Blicken zu enirollen3 sein Name

genugt,
Um versichertzu sein, daß·eo Pe·chehenwird nicht in der trockenen Form älterer Geschichioforscher, sondern in der lebhaften, pannendenWisc, die ihm allein eigen humlich

ist; sagt doch einer der hervorragendiien Publizisten von seinem neuesten Werk:
»

»Aus dem Munde des Volkes zum Munde des Volkes zu sprechen, dafür ist Streckqu m
,,rechte Mann! Seine Geschichte ist durchaus iii deni jetzt so selten gewordenen Tone der gutm,
,,altcn Erzählung gehalten, «man hört und merkt den Dritten nicht, der zwischen dein Auge uns

»dem Bilde steht und dieses ins-langsamen Wandel weiter gehen läßt. Er hat —. uni es technisch

»inbezeichnen — die Stärke seiner geschichtlicheu Darstellung iii dem Fulturhistorischen Geschehen-
« asseii, er sorgt an seinen Figuren nicht blos für zeichziltiim auch fur Farbe. Man liest unter-
,,haltsain frischweg und hat am Ende auch ein ganz Stuck gelernt. Schade- daß er nicht Lehrer

»Seit-Franist, die Jungen würden ihm, wie Herwegb sagt, ,«,im Spazierengehen gescheidtssss
»wer en.«

Durch glänzendeJllustratibnen ist dem Werke ein Schmuck verliehen, der zum Verständniß der Geschichtewesentlich beitragr
Mit dem Schlußhesterhält jeder Siibskribent gegen die geringe Vergütigung von 10 Sgr. als Pramie:

Das prachtvolle Sklilachtcnbildvon F. Kaiser:
Blüeher bei Belle-Alliance.

Die Lieferungen erscheinen pünktlichund nach wenigen Monaten so schnell hintereinander, daß jeder Subskribent aus
Wunsch in kurzer Zeit im Besitz des vollständigenWerkes sein kann. .

Und so übergebenwir der Oeffentlichkeitein Werk,das durch Gedicgeiiheit des Inhalts, Eleganz pkk Ausstati
tun und Billigkeit des Preises wobl geeianet ist-·ein Gemeingut Aller zu werden und ieUW Platz zu finden als der chtbs
voll te Schau geistiger Unterhaltung für Kind und Kindeskinder, gleicherniaßeiiim Palast wie in der
Hütte.

.
»

Die Verlagsbuchhandlungvon Alexander Jonaa m setlmx


